Ulrich Kreutzberg 

Gesamtbetriebsratsvorsitzender der VHS-Bildungswerk in Sachsen-Anhalt-GmbH

Referat „Thesen zur Notwendigkeit von Weiterbildung“ am 9. September 2003 in Berlin

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

Als Betriebsräte und Gewerkschaftsmitglieder wollen wir hier heute nicht nur den Verlust von Arbeitsplätzen und den Druck auf die Arbeitsbedingungen und die Bezahlung in der Weiterbildung thematisieren, sondern auch auf die sozial- und bildungspolitischen Folgen der Regierungspolitik aufmerksam machen. Wir verstehen uns dabei durch unsere jahrelange Praxis in Weiterbildungsträgern, die im übrigen schon seit Jahren ebenfalls Vermittlung, Profiling und vieles mehr betreiben, als Arbeitsmarktexperten.

Auch wenn wir nicht über Sozialpolitik im Allgemeinen, sondern über die Folgen der Hartz-Gesetzgebung auf die Weiterbildung diskutieren wollen, möchte ich vorweg ein paar grundsätzliche Worte stellen: 

Die Politik der SPD und der von ihr geführten Bundesregierung ist unserer Meinung nach derzeit geprägt von einem umfassenden Sozialabbau und einem grundlegenden Umbau unseres Sozialstaates. Die Privatisierung sozialer Risiken und die weitere „Entstaatlichung“ von grundlegenden Aufgaben wie auch Bildung wird vorangetrieben. Gleichzeitig werden die Betroffenen zu den Prügelknaben für die Probleme unserer Gesellschaft (in diesem Fall jahrzehntelange Massenarbeitslosigkeit und die Finanzierung der deutschen Einheit weitgehend über die Sozialversicherung) erklärt. Da ist der „faule“ Arbeitslose schuld an seiner Arbeitslosigkeit, deshalb werden die Leistungen gekürzt, die Zumutbarkeitskriterien verschärft und bis einschließlich August 2003 ca. 1 Mio. Menschen einfach aus der Arbeitslosen-Statistik geworfen. Die SPD und ihr Kanzler thematisieren weder die persönlichen und sozialen Folgen von Arbeitslosigkeit (Arbeitslosigkeit zerstört Menschen) noch die Folgen für die Demokratie in Gesellschaft und Betrieb (Wir erleben auch als Betriebsräte, dass sich die Kolleginnen und Kollegen immer weniger ihre Rechte einzufordern trauen). 

Jetzt konkret zu den Folgen der Hartz-Gesetzgebung auf die Weiterbildung: Dazu möchte ich 5 Thesen zur Notwendigkeit von beruflicher Bildung vorstellen. Vorweg die Fakten. Der Eingliederungstitel im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 2003 wurde um 10% gekürzt, die Mittel für die Neubewilligung der Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW), der Förderung der beruflichen Weiterbildung sanken um ca. 40 %, die Zahl der Eintritte sank im August im Vergleich zum Vorjahresmonat um 53,1 % bundesweit, im Osten sogar um 58,9%. In der Weiterbildungs-Branche gehen dieses Jahr ca. 20.000 Arbeitsplätze verloren.

These 1: Der Erhalt und die Verbesserung von Qualifikationen von Arbeitnehmern – gerade während der Arbeitslosigkeit – sind notwendig, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu erhalten

Mit der Hartz-Gesetzgebung wurde endgültig die „alte“ Arbeitsmarktpolitik verabschiedet, die im Kern auf die Erhaltung und Verbesserung von Qualifikationen als einen zentralen Inhalt aktiver Arbeitsmarktpolitik abzielte. Diese Zielsetzung verengt sich jetzt auf die unmittelbare Vermittlung in Arbeit, ohne die Qualität dieser Arbeitsplätze (insbesondere die Bezahlung) zu thematisieren. Die Hartz-Gesetzgebung hat vielmehr die Aufgabe den Aufbau eines Niedriglohnsektors durch PSAs, Ich-AGs und Mini-Jobs voranzubringen. Dieser Niedriglohnsektor ist inzwischen kein Randbereich mehr (ca. 6,3 Mio Menschen sollen nach Untersuchungen des WSI in ihm arbeiten). Der Niedriglohnsektor soll seine lohnsenkende Wirkung auf alle Wirtschaftszweige ausüben. 

Die Politik der SPD (siehe Agenda 2010) ist inzwischen gekennzeichnet von der Abkehr vom Normalarbeitsverhältnis (hoch qualifiziert, unbefristet, mit tarifvertraglichen Regelungen) hin zu einer Vielzahl von prekären Arbeitsverhältnissen (befristet, Honorar, Scheinselbständigkeit). In unserer Branche war und ist dieses „Normalarbeitsverhältnis“ schon in der Minderheit (75% der Neueinstellungen in meinem Unternehmen sind Befristungen).

Die Einführung des Bildungsgutscheins beschleunigt im Weiterbildungsbereich diese Entwicklung. Die Planungsunsicherheit durch den Gutschein führt dazu, dass  „Pädagogische Mitarbeiter als Ausbilder in unbefristeter Festanstellung nur noch in einem notwendigen (geringen) Umfang beschäftigt werden können“ (aus dem Entwicklungsplan eines großen WB-Anbieters 2003-2005). Dies steht im krassen Gegensatz zur Entschließung des Bundestages vom November 2002, die die Bundesregierung auffordert sicherzustellen, daß bei der Ausgabe der Bildungsgutscheine „bewährte Bildungsstrukturen sich positiv weiterentwickeln können“.

These 2: Bildung ist keine Ware, die unter beliebigen Bedingungen produziert werden kann.

Bildung soll als Ware den Kräften des Marktes überlassen werden. (GATS lässt grüßen). Die Politik der Entstaatlichung von Bildung wird deutlich am Bildungsgutschein und an der geplanten Privatisierung der Berufsschulen in Hamburg und Hessen. Mit all seinen Folgen für die betroffenen „Kunden“ (Einschränkung der Zugangsmöglichkeiten, Erhöhung der Selbstbeteiligungen etc.)  und „Hersteller“ (Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Bezahlung).

Als ein Marktmechanismus wirkt der Preisdruck auf die Hersteller, besonders wenn man es mit einem großen „Abnehmer“ wie der Bundesanstalt für Arbeit zu tun hat (davon können auch die Zulieferfirmen von VW oder Aldi ein Lied singen). Dieser Preisdruck zeigt sich aktuell an allen Orten der Bildungslandschaft: Zum einen sollen wir bessere Leistung mit weniger Geld abliefern. Denn gleichzeitig werden Modularisierung und Individualisierung von Bildungsangeboten gefordert und die Preise durch die Bundesdurchschnittskostensätze kurz- und mittelfristig gesenkt. Dies wirkt in einer Dienstleistungsbranche mit ca. 50-65% Personalkostenanteil sich immer auf das Personal aus. Selbst große tarifgebundene Träger versuchen alles von der großen Tarifflucht (Ausgründungen) über die kleine Tarifflucht (einfach anders eingruppieren), von den vielen „freien“ Trägern ganz zu schweigen,. die einfach die Gehälter ihrer Belegschaft kürzen. Zum anderen wirkt sich der Preisdruck besonders gravierend auch im Jugendbereich (Berufsausbildung, Berufsvorbereitung) aus. Mit knapp 7.000 Euro/Monat sollen in diesen Jugendmaßnahmen zwei Personalstellen, Räume, Verwaltungskosten, Werkstätten, Maschinen und Ausbildungsmaterial zur Verfügung gestellt werden, ganz zu schweigen von Entwicklungskosten für neue innovative Maßnahmen. Das geht für jeden tarifgebundenen Träger unter die Schmerzgrenze.

These 3: „Lebenslanges Lernen“ braucht Gelegenheiten und leichte Zugangsmöglichkeiten, gerade für „bildungsferne“ Menschen

„Lebenslangem Lernen“, wird in Sonntagsreden gefordert und in Kommissionen von gut bezahlten und abgesicherten „Experten“ eingehend diskutiert. Gleichzeitig werden durch die Hartz-Gesetzgebung und ihre Umsetzung durch die Bundesanstalt für Arbeit bestimmte Teile der Arbeitslosen (die sogenannten Betreuungs- und Integrationskunden) weitgehend von Bildung ausgeschlossen. Waren im Jahr 2002 noch 3,7 % der FbW-Teilnehmer schwerbehindert, so sind es im August 2003 nur noch 1,8%. (in absoluten Zahlen ein Rückgang von 17.000 auf wahrscheinlich rund 12.500 geförderten Schwerbehinderten). Ähnlich sieht es bei den „Älteren über 50 Jahren aus. Von 9,6 % 2002 auf 5,6 % im August 2003 (in absoluten Zahlen von 43.600 auf ca. 15.000). Für sie sollen kurzzeitige Trainingsmaßnahmen oder Vermittlungsmaßnahmen wie § 421i SGB III oder PSA ausreichen. Der Wegfall der sozialpädagogischen Betreuung in den FbW-Maßnahmen ist ein beredtes Zeichen hierfür. 

In der Vergangenheit – so meine Erfahrungen – waren die Bildungsträger oft die erste Erfahrung in Bildung für einen Großteil der Arbeitslosen. Die betriebliche Weiterbildung funktioniert in Großbetrieben, die persönliche Weiterbildung gelingt nur in den nicht „bildungsfernen“ Schichten. Mit dem Ausschluss aus den Möglichkeiten der FbW wird für den o.g. Personenkreis Bildung schlicht verunmöglicht.

These 4: Bildung braucht eine verlässliche Finanzierung – bei gleichzeitiger Transparenz von Kosten und Nutzen

Die Einführung des Bildungsgutscheins soll offiziell mehr Wettbewerb auf dem Weiterbildungsmarkt schaffen. Hierzu vergibt die BA seit Anfang 2003 so genannte „Bildungsgutscheine“, die von Arbeitslosen innerhalb einer Frist von drei Monaten bei einem staatlich anerkannten Bildungsträger einlösen müssen. Kommt der Gutschein innerhalb dieser Frist nicht bei einem anerkannten Bildungsträger an, verfällt er. Ob hierdurch ein Wettbewerb um die besten Bildungsträger entsteht, ist höchst zweifelhaft. 

Die Hartz-Gesetzgebung enthält hier eben eine Reihe von handwerklichen Fehlern: Am schwersten wiegt dabei, dass man mit einem Bild gesprochen, den Sprungturm im Freibad geöffnet hat, aber vergessen hat, das Wasser einzufüllen. Also erst den Bildungsgutschein eingeführt und das Zulassungsverfahren für Träger und Maßnahmen wird nachgeschoben. Ganz zu schweigen davon, dass die Frage, wer eigentlich auf diesem Markt neutral und „kundenorientiert“ beraten soll, völlig ungeklärt ist. 

Für den einzelnen Arbeitslosen – und nicht nur für ihn -  ist es praktisch unmöglich, den Bildungsmarkt zu überblicken und im Vorhinein den für sie bzw. ihn besten Anbieter herauszufinden. Insofern fehlen bereits die Grundvoraussetzungen, um auch nur Ansatz weise Marktkräfte im Sinne eines Qualitätswettbewerbs nutzen zu können. 

In Wirklichkeit geht es nämlich um Einsparungen. Zum einen werden den Bildungsträgern nur noch Kosten erstattet, die auf gemittelten Preisen der Vergangenheit beruhen. Bildungsträger, die z.B. in Ballungsräumen tätig sind und höhere Miet- und Personalkosten zu tragen haben, werden massiv benachteiligt. Es liegt nahe, dass dies mittelfristig zu Lasten der Qualität gehen und/ oder zur Insolvenz von Bildungsträgern führen wird. Damit fällt bereits eine der wesentlichen Voraussetzungen für funktionierende Wettbewerbsprozesse – nämlich viele Anbieter – weg. 

Zum anderen werden nur so viele Gutscheine ausgegeben, wie das Arbeitsamt für finanzierbar hält. Bildung und Qualifikation hängen somit fortan von der Kassenlage ab. Dies bedeutet – wen wundert es angesichts der derzeitigen Sparhysterie – dass die bereitgestellten Mittel schwinden wie Schnee in der Sonne. Und zum dritten ist die Kontrolle der eingelösten Bildungsgutscheine (und damit die Ausschöpfung der veranschlagten Haushaltsmittel) völlig ungeklärt und schwierig. (Während die BA offiziell von 83,6 % spricht, wissen wir vielerorts, dass die Einlösequote zwischen  35 und 50 % liegt.)

These 5: Die Förderung der beruflichen Weiterbildung bleibt weiterhin ein zentrales Instrument der aktiven Arbeitsmarktpolitik

Als vollends unsinnig erweisen sich Sparmaßnahmen bei Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen dann, wenn man Kosten und Nutzen gegenüberstellt. Eine einjährige Qualifizierungsmaßnahme finanziert sich schon bei einer Vermittlungsquote von lediglich 40 Prozent nach etwas mehr als sechs Monaten selbst. Nicht nur ist damit den bislang Arbeitslosen am besten geholfen, auch der Staat profitiert durch wegfallende Transferleistungen – wie sagt man heutzutage ​ eine echte win-win-Situation!

Wir sehen in der Weiterbildung ein zentrales arbeitsmarktpolitisches Instrument, dass Beschäftigungsreserven erschließen und ausfüllen, nicht aber Beschäftigung selbst produzieren kann. Insofern stellen wir uns der öffentlichen Kritik und sehen Verbesserungsbedarf:

· Die Finanzierungsmodalitäten (Teilnehmerfinanzierung) dürfen einem (auch vorzeitigem) Einstieg in Beschäftigung nicht hinderlich sein;
· Die Modularisierung der einzelnen Bildungsinhalte sollte abgestimmt mit Kammern und anderen Einrichtungen der Berufsausbildung erfolgen, um eine landes- und bundesweite Vergleichbarkeit von Modulen zu gewährleisten;
· Die Qualität der Weiterbildungsmaßnahmen muß systematisch und regelmäßig überprüft werden, Die BA muß dabei in bezug auf den von ihr bedienten Weiterbildungsmarkt auch eine ordnungspolitische Funktion wahrnehmen, die auch eine angemessene Finanzierung beinhaltet, die es tarifgebundenen Trägern ermöglicht, weiter am Markt zu bleiben.
Von daher stellen wir auch Forderungen an die Politik:

· Erhalt der Weiterbildung als zentrales arbeitsmarktpolitisches Instrument mit Unterhaltsgeld als eigenständiger finanzieller Unterstützung (ohne Arbeitslosengeld-Verbrauch) und ausreichender finanzieller Ausstattung (was sowohl das Gesamtvolumen als auch den Maßnahmepreis betrifft);
· Rücknahme, mindestens aber Aussetzen des Bildungsgutscheins, bis die Markttransparenz und die Vergleichbarkeit von Maßnahmen gewährleistet und eine neutrale und teilnehmerorientierte Beratungsstruktur aufgebaut ist;
· Rücknahme der 70%-Quote und Ersatz durch ein den Teilnehmerkreis und die Regionen berücksichtigendes Erfolgskriterium
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